
 

 

Unternehmensrecht aktuell 

 
 

 

Nachrichten zu aktuellen 
Entwicklungen im      
Bereich Unternehmens- 
und Gesellschaftsrecht 

1. Quartal 2018 

  Unternehmensrecht aktuell  

  

Inhalt 

Gesetzesänderungen und Gesetzesentwürfe ......................................................................... 2 
Mitarbeiterbeteiligungsstiftungsgesetz 2017 seit 1. Jänner 2018 in Kraft .......................... 2 
Sonstige Gesetzesänderungen bzw Verordnungen ............................................................... 2 

Entwicklungen auf EU-Ebene ................................................................................................ 4 
Delegierte Verordnung (EU) 2018/66 über die Festlegung des Nennwerts von 
Finanzinstrumenten ............................................................................................................... 4 
Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards .............................. 4 
Verordnung (EU) 2018/289 zur Übernahme bestimmter internationaler 
Rechnungslegungsstandards (IFRS 2) .................................................................................. 5 
Europäische Kommission leitet Konsultation zur Rechnungslegung in Europa 
ein ............................................................................................................................................ 5 

Tätigkeiten des AFRAC ........................................................................................................... 6 
Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 9 – Lageberichterstattung (UGB) .................. 6 
Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 14 – Finanzanlage- und 
Finanzumlaufvermögen (UGB) .............................................................................................. 7 
Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 25 – Rechnungslegung von 
Privatstiftungen (UGB) ........................................................................................................... 7 
Entwurf für die Ergänzung der AFRAC-Stellungnahme 24 – 
Beteiligungsbewertung (UGB) ............................................................................................... 8 
Entwurf der AFRAC-Stellungnahme 32 – Umsatzrealisierung (UGB) ............................... 8 
Entwurf der AFRAC-Stellungnahme 33 – Wesentlichkeit bei der Aufstellung von 
UGB-Abschlüssen ................................................................................................................... 9 
Übersicht über die derzeitigen Projekte des AFRAC ............................................................ 9 

Tätigkeiten der Fachsenate der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer  
(KSW) ..................................................................................................................................... 11 
Umstellung des Kammernamens und des Kammerlogos ................................................... 11 
Übersicht – Arbeitsprogramm .............................................................................................. 11 

Neues aus der Rechtsprechung ............................................................................................. 12 
OGH-Rechtsprechung ........................................................................................................... 12 

Wissenswertes ........................................................................................................................14 
FMA veröffentlicht strategische Ziele für 2018 ....................................................................14 

Ansprechpartner .................................................................................................................... 15 

 



 

 

Unternehmensrecht aktuell 1. Quartal 2018 

 2 

 

Gesetzesänderungen und Gesetzesentwürfe 

Mitarbeiterbeteiligungsstiftungsgesetz 2017 seit 1. Jän-
ner 2018 in Kraft 

Das Bundesgesetz, mit dem ua das Einkommensteuergesetz 1988, das Stiftungsein-
gangssteuergesetz und das Aktiengesetz geändert sowie aktienrechtliche Sonderregelun-
gen über die planmäßige Abgabe von Aktien einer Arbeitgebergesellschaft erlassen wer-
den (Mitarbeiterbeteiligungsstiftungsgesetz 2017 – MitarbeiterBetStG 2017), wurde am 
26.07.2017 im BGBl 105/2017 veröffentlicht. Die Bestimmungen zur Einführung der 
Mitarbeiterbeteiligungsstiftung, welche eine neue Form von betrieblicher Privatstiftung 
für Aktiengesellschaften darstellt, sind mit 01.01.2018 in Kraft getreten. 

Mit den neuen Bestimmungen ist eine Weitergabe der Beteiligungserträge als auch die 
Weitergabe von Aktien der betroffenen Unternehmen an die Arbeitnehmer möglich. 
Diese Aktien werden von der Mitarbeiterbeteiligungsstiftung treuhändig verwahrt und 
verwaltet. Die daraus erzielten Dividenden aus den treuhändig verwahrten Aktien wer-
den an die Mitarbeiter weitergegeben und stellen bei diesen Kapitalerträge dar. Ziel der 
neu geschaffenen Stiftung soll vor allem die Bildung und Stärkung eines Kernaktionärs 
sein. Dies soll durch eine einheitliche Stimmrechtsausübung ermöglicht werden. Des 
Weiteren kann die Stiftung selbst Aktien erwerben und vorübergehend halten, jedoch 
nur bis zu einem Anteil von 10% der Stimmrechte. Die eigens erworbenen Aktien sind 
planmäßig an die Begünstigten abzugeben. 

Die Materialien zum MitarbeiterBetStG 2017 sind unter folgendem Link abrufbar.  

Sonstige Gesetzesänderungen bzw Verordnungen 

Ministerialentwurf zum Datenschutz-Anpassungsgesetz Justiz 2018 

Das Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzgesetz 2000 geändert wird (Datenschutz-
Anpassungsgesetz 2018), wurde am 31.07.2017 im BGBl I Nr. 120/2017 veröffentlicht. 

Eine Anpassung des Datenschutzgesetzes war aufgrund der unionsrechtsrechtlichen 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), welche ab 25.05.2018 in Kraft treten wird, 
erforderlich. Wir berichteten bereits im Newsletter des 3. Quartals 2017 über die Geset-
zesänderung, auf welchen an dieser Stelle verwiesen werden darf (Download). 

Die DS-GVO enthält sog „Öffnungsklauseln“ (fakultative Regelungsspielräume), die den 
Mitgliedstaaten abweichende oder in bestimmten Bereichen den Schutzbereich der DS-
GVO einschränkende nationale Regelung ermöglichen. Die Umsetzung des durch die 
„Öffnungsklauseln“ eingeräumten Gestaltungsspielraums erfolgt für den Bereich der 
Justiz mit dem Datenschutz-Anpassungsgesetz Justiz 2018. 

Der Ministerialentwurf 16/ME 26.GP enthält hauptsächlich folgende Maßnahmen: 

 Anpassung terminologischer Änderungen durch die DS-GVO, 

 Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für die notwendigen Datenverarbeitun-
gen, 

 Klärung von in der gerichtlichen Praxis strittigen datenschutzrechtlichen Fragen 
in Gerichtsverfahren, 

 Klarstellung der Voraussetzungen für die Datenweiterleitung an Drittstaaten, in-
ternationale Organisationen und Empfänger in Drittstaaten. 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/A/A_02231/index.shtml
https://www.pwc.at/de/newsletter/unternehmensrecht-aktuell/2017/ugb-drittes-quartal2017.pdf
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Die geänderten Bestimmungen sollen mit 25.05.2018 in Kraft treten. 

Für weitere Informationen stehen die Unterlagen zum Ministerialentwurf auf der 
Homepage des Parlaments unter folgendem Link zum Download bereit. 

Veröffentlichungsverordnung 2018 im BGBl kundgemacht 

Die Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) über den Inhalt und die Form 
der Veröffentlichungen im Zusammenhang mit dem Rückerwerb und/oder der Veräuße-
rung eigener Aktien sowie der Einräumung von Aktienoptionen (VeröffentlichungsV 
2018), wurde am 18.01.2018 im BGBl II Nr. 13/2018 veröffentlicht. 
 
Die Verordnung wurde aufgrund der am 03.01.2018 in Kraft getretenen Bestimmung des 
§ 119 Abs 9 Börsegesetzes 2018 (BörseG 2018, BGBl I Nr. 107/2017) erlassen. Diese Be-
stimmung behandelt die allgemeinen Pflichten der Emittenten.  
 
Die Verordnung sieht unter anderem, folgende Regelungen vor: 
 

 Jeder Emittent von Aktien, die zum amtlichen Handel zugelassen sind, hat den 
Bericht über die Einräumung von Aktienoptionen innerhalb bestimmter Fristen 
zu veröffentlichen. In den Berichten gem § 159 Abs 3 und § 171 Abs 1 letzter Satz 
AktG sind Tag und Inhalt des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung anzugeben. Die zu veröffentlichenden Angaben sind der FMA und dem zu-
ständigen Börseunternehmen unverzüglich mitzuteilen. 

 Jeder Emittent hat ein allfälliges Rückerwerbsprogramm für (nach § 65 Abs 1 Z 
4, 6 oder 8 AktG) erworbene Aktien sowie dessen Dauer mindestens drei Bör-
setage vor der Durchführung gem § 119 Abs 7 BörseG 2018 zu veröffentlichen. 
Dasselbe gilt für eine beabsichtigte Veräußerung danach erworbener eigener Ak-
tien.  

 Die Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten nach dieser Verordnung treffen 
den Emittenten auch für den Fall, dass der Rückerwerb und/oder die Veräuße-
rung durch ein Tochterunternehmen des Emittenten oder durch einen Dritten 
auf Rechnung des Emittenten oder eines seiner Tochterunternehmen erfolgt (§ 
66 Abs 1 AktG). 

 
Die Bestimmungen der VeröffentlichungsV sind im Jänner 2018 in Kraft getreten. 
 
Unter folgendem Link ist die Verordnung zum Download abrufbar. 
  

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/ME/ME_00016/index.shtml
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=Ver%c3%b6ffentlichungsV&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=16.03.2018&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1
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Entwicklungen auf EU-Ebene 

Delegierte Verordnung (EU) 2018/66 über die Festle-
gung des Nennwerts von Finanzinstrumenten 

Die Delegierte Verordnung (EU) 2018/66 der Kommission vom 29.09.2017 zur Ergän-

zung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates (Fest-
legung, wie der Nennwert von Finanzinstrumenten mit Ausnahme von Derivaten, der 
nominelle Wert von Derivaten und der Nettoinventarwert von Investmentfonds bewertet 
werden muss) wurde am 17.01.2018 im Amtsblatt der EU (ABl L 12/11) veröffentlicht. 
 
Die Delegierte Verordnung bezieht sich auf die Verordnung (EU) 2016/1011 über Indi-
zes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Mes-
sung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden.  
 
Die Delegierte Verordnung wurde unter anderem aufgrund folgender Zwecke erlassen: 
 

 Der Gesamtwert von Finanzinstrumenten, Finanzkontrakten oder Investment-
fonds mit Bezug auf einen Referenzwert ist ein entscheidendes Kriterium dafür, 
ob dieser Referenzwert (nach Maßgabe der VO (EU) 2016/1011) als kritisch, sig-
nifikant oder nicht signifikant eingestuft wird. Daher ist es erforderlich, dass der 
Nennwert von Finanzinstrumenten mit Ausnahme von Derivaten, der nominelle 
Wert von Derivaten und der Nettoinventarwert von Investmentfonds unionsweit 
auf die gleiche Weise berechnet werden.  

 Um die Zuverlässigkeit von Referenzwerten sicherzustellen, sollten die in der 
Delegierten Verordnung genannten Werte anhand von Regulierungsdaten be-
rechnet werden. 

 Es muss festgelegt werden, wie der Gesamtwert im Falle einer indirekten Bezug-
nahme auf einen Referenzwert innerhalb einer Kombination von Referenzwer-
ten, zu berechnen ist, um eine unmittelbare Anwendbarkeit und eine unionswei-
te übereinstimmende Messung sicherzustellen. 

Die Delegierte Verordnung ist im Februar 2018 in Kraft getreten und ist in allen ihren 

Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Die Delegierte Verord-
nung kann hier abgerufen werden. 

Übernahme bestimmter internationaler Rechnungsle-
gungsstandards 

Untenstehend finden sie die aktuellsten Verordnungen der Europäischen Kommission 
zur Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards. 

An dieser Stelle darf auf den „IFRS aktuell Newsletter“ verwiesen werden (Link zur 
Homepage), in dem regelmäßig über alle von der EU übernommenen Standards und 
Interpretationen eine Übersicht gegeben wird. 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1521454481448&uri=CELEX:32018R0066
https://www.pwc.at/de/newsletter/ifrs.html
https://www.pwc.at/de/newsletter/ifrs.html
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Verordnung (EU) 2018/182 zur Übernahme bestimmter internationaler 
Rechnungslegungsstandards (IAS 28 und IFRS 1 sowie 12) 

Die Verordnung (EU) 2018/182 der Kommission vom 07.02.2018 zur Änderung der 
Verordnung (EG) 1126/2008 zur Übernahme bestimmter internationaler Rechnungsle-
gungsstandards gemäß der Verordnung (EG) 1606/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf den International Accounting Standard 28 und die Inter-
national Financial Reporting Standards 1 und 12, wurde am 08.02.2018 im Amtsblatt 
der EU (ABl L 34/1) veröffentlicht. 

Die Verordnung kann unter folgendem Link abgerufen werden. 

Verordnung (EU) 2018/289 zur Übernahme bestimmter internationaler 
Rechnungslegungsstandards (IFRS 2) 

Am 27.02.2018 wurde im Amtsblatt der EU (ABl L 55/21) die Verordnung (EU) 
2018/289 der Kommission vom 26.02.2018 zur Änderung der Verordnung (EG) 
1126/2008 zur Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards 
gemäß der Verordnung (EG) 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf International Financial Reporting Standards 2 veröffentlicht. 

Unter folgendem Link steht die Verordnung zum Download bereit. 

Europäische Kommission leitet Konsultation zur Rech-
nungslegung in Europa ein 

Im März 2018 hat die Europäische Kommission die zweite Phase des Konsultationsver-
fahrens zur Evaluierung der öffentlichen Finanzberichterstattung in Europa (Fitness 
check on the EU framework for public reporting by companies) eingeleitet und im Rah-
men dessen einen Fragebogen freigegeben.  

Im vorliegenden Konsultationsverfahren werden die folgenden Themenbereiche behan-
delt: 

 eine übergeordnete Beurteilung des europäischen Finanzberichtsrahmens (Ko-
härenz, Mehrwert für Europa), 

 eine Betrachtung des Finanzberichtsrahmens in Bezug auf grenzüberschreitend 
tätige Unternehmen, Klein- und Mittelbetriebe und die Relevanz der Berichtsin-
halte, ungeachtet der Branchenzugehörigkeit von Unternehmen, 

 eine Beurteilung des europäischen Finanzberichtsrahmens für börsennotierte 
Unternehmen mit Fokus auf die IAS-Verordnung und die Transparenzrichtlinie, 

 eine Evaluierung des europäischen Finanzberichtsrahmens für regulierte Unter-
nehmen (Bankbilanz- und Versicherungsbilanzrichtlinie), 

 eine Betrachtung des nicht-finanziellen Berichtsrahmens mit den Dimensionen 
CSR-Richtlinie, integrierte Berichterstattung und länderbezogene Berichterstat-
tung durch Unternehmen, die in der mineralgewinnenden Industrie tätig sind 
oder Holzeinschlag in Primärwäldern betreiben, sowie 

 eine Betrachtung der Herausforderungen des digitalen Wandels (Auswirkungen 

einer elektronischen strukturierten Berichterstattung, Datenspeicherungsme-
chanismen und Kohärenz mit anderen Kommissionsdossiers auf diesem Gebiet). 

Die Konsultation läuft bis zum 21. Juli 2018 und kann über folgenden Link aufgerufen 
werden. Derzeit steht nur eine englische Fassung zur Verfügung; eine deutsche und fran-
zösische Sprachfassung sollen folgen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1521461788386&uri=CELEX:32018R0182
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1521460862865&uri=CELEX:32018R0289
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2018-companies-public-reporting_en
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Tätigkeiten des AFRAC 

Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 9 – Lagebe-
richterstattung (UGB) 
 

Das AFRAC hat die Überarbeitung der Stellungnahme 9: Lageberichterstattung (UGB) 
veröffentlicht. Die Einführung des Nachhaltigkeits- und Diversitätsverbesserungsgeset-
zes im Jahr 2017 und insbesondere die dadurch geänderten Bestimmungen des UGB, 
machte eine Anpassung der Stellungnahme in Teilbereichen notwendig. Im Zuge dessen, 
wurde das eigenständige Kapitel 9 „Nichtfinanzielle Erklärung bzw nichtfinanzieller 
Bericht“ eingefügt sowie allgemeine Anpassungen vorgenommen. 

Die Anpassungen aufgrund des NaDiVeG betreffen hauptsächlich folgende Inhalte (für 
die besonderen Bestimmungen des konsolidierten nichtfinanziellen Bericht bzw der 
konsolidierte nichtfinanzielle Erklärung darf auf die AFRAC Stellungnahme verwiesen 
werden):  

 Anwendungsbereich (§ 243 Abs 1 UGB): Große Kapitalgesellschaften, die Un-
ternehmen von öffentlichem Interesse sind und an den für die Größenklassen-
einstufung maßgeblichen Abschlussstichtagen das Kriterium erfüllen, im Jah-
resdurchschnitt mehr als 500 Arbeitnehmer zu beschäftigen, haben in den La-
gebericht an Stelle der Angaben nach § 243 Abs 5 UGB eine nichtfinanzielle Er-
klärung aufzunehmen. 

 Inhalte der Erklärung bzw des Berichtes (§ 243 Abs 2 UGB): Es sind diejenigen 
Angaben zu tätigen, die für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Ge-
schäftsergebnisses, der Lage der Gesellschaft sowie der Auswirkungen ihrer Tä-
tigkeit erforderlich sind und sich mindestens auf Umwelt-, Sozial- und Arbeit-
nehmerbelange, auf die Achtung der Menschenrechte und auf die Bekämpfung 
von Korruption und Bestechung beziehen. Die Analyse hat die nichtfinanziellen 
Leistungsindikatoren unter Bezugnahme auf die im Jahresabschluss ausgewie-
senen Beträge und Angaben zu erläutern. 

 Angaben gemäß Abs 2: Beschreibung des Geschäftsmodells; Beschreibung der 
Konzepte zu den genannten Belangen; Ergebnisse der Konzepte; angewandte 
Due-Dilligence-Prozesse; wesentliche Risiken mit wahrscheinlich negativen 
Auswirkungen auf die Belange; die wichtigsten nichtfinanziellen Leistungsindi-
katoren mit Bedeutung für die konkrete Geschäftstätigkeit; Einbeziehen von 
Rahmenwerken. 

 Weglassen von Informationen: In Ausnahmefällen können Informationen über 
künftige Entwicklungen oder Belange, über die vom Unternehmen Verhandlun-
gen geführt werden, weggelassen werden, soweit eine solche Angabe nach ver-
nünftiger unternehmerischer Beurteilung geeignet ist, der Geschäftslage der Ge-
sellschaft ernsthaft zu schaden, und eine solche Nichtaufnahme ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Ge-
schäftsergebnisses, der Lage der Gesellschaft sowie der Auswirkungen ihrer Tä-
tigkeit nicht verhindert. Diese Ausnahmeregelung ist restriktiv zu verstehen und 
darf nur in eng begrenzten Ausnahmefällen angewendet werden. 

 Stetigkeit: Das Wahlrecht, eine nichtfinanzielle Erklärung als Teil des Lagebe-
richtes oder als gesonderten Bericht zu erstatten, ist nach Ansicht des AFRAC 
nicht vom Stetigkeitsgebot erfasst. Weshalb ein Wechsel von einer nichtfinanzi-
ellen Erklärung zu einem gesonderten nichtfinanziellen Bericht bzw umgekehrt 
nicht ausgeschlossen ist. Vorausgesetzt wird jedoch, dass dieser Wechsel nicht 
willkürlich erfolgt und die formelle Stetigkeit innerhalb der Erklärung bzw des 
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gesonderten Berichts gewahrt bleibt. Des Weiteren wird in einem solchen Fall 
die Aufnahme einer Erläuterung in den Lagebericht empfohlen. 

Die Stellungnahme ersetzt jene vom März 2016 und ist auf Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2106 beginnen, anzuwenden. 

Der Download der Stellungnahme ist unter folgendem Link möglich. 

Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 14 – Fi-
nanzanlage- und Finanzumlaufvermögen (UGB) 
 

Das AFRAC veröffentlichte die Überarbeitung der Stellungnahme 14: Finanzanlage- und 
Finanzumlaufvermögen (UGB).  

Folgende Anpassungen bzw Erweiterungen wurden vorgenommen: 

 Änderung der Frage 7 zu Frage 7a und Erweiterung dieser („Wie sind Invest-
mentfondsanteile im Finanzanlage- und Finanzumlaufvermögen zu bilanzie-
ren?“), 

 Neuaufnahme der Frage 7b („Wie sind Erfolge aus Anteilen an Investmentfonds 
beim Anteilsinhaber zu bilanzieren?“) 

 Zusätzlich wurden in den Erläuterungen die entsprechenden Randziffern einge-
fügt bzw angepasst. 

Die Stellungnahme kann hier abgerufen werden. 

Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 25 – Rech-
nungslegung von Privatstiftungen (UGB) 
 
Das AFRAC hat die Überarbeitung der Stellungnahme 25: Rechnungslegung von Privat-
stiftungen (UGB) veröffentlicht. Aufgrund der Änderungen durch das Steuerreformge-
setz 2015/16 war eine Anpassung von Steuersätzen erforderlich. 

Folgende Steuersätze wurden in den Erläuterungen angepasst: 

 Der KESt-Satz für Zuwendungen an den Begünstigten wurde von 25% auf 27,5% 
angepasst.  

 Bei der Übernahme der KESt durch die Privatstiftung, ergibt sich in Summe 
nunmehr eine KESt-Belastung in Höhe von 37,93%. 

Die vorliegende Stellungnahme ersetzt jene vom März 2017 und ist auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31.12.2015 beginnen. 

Den Download der überarbeiteten Stellungnahme finden sie hier. 

  

http://www.afrac.at/wp-content/uploads/AFRAC-Stellungnahme_9_Lageberichterstattung_UGB_Dez2017.pdf
http://www.afrac.at/wp-content/uploads/AFRAC-Stellungnahme_14_Finanzanlage-_und_Finanzumlaufverm%C3%B6gen_Dez17.pdf
http://www.afrac.at/wp-content/uploads/AFRAC_25_Rechnungslegung_PS_Dezember_2017.pdf
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Entwurf für die Ergänzung der AFRAC-Stellungnahme 
24 – Beteiligungsbewertung (UGB) 
 

Im Jänner 2018 wurde vom AFRAC ein Entwurf für die Ergänzung der Stellungnahme 
24: Beteiligungsbewertung (UGB) veröffentlicht. Es wurde eine Ergänzung um den An-
hang (Verwendbarkeit von Bewertungsgutachten) und damit verbundene Anpassungen 
vorgenommen. 

Der neu eingefügte Anhang soll die wesentlichen Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
der Beteiligungsbewertung nach den IFRS (insbesondere IAS 36 und IFRS 13) und nach 
dem UGB auf Basis dieser Stellungnahme exemplarisch für das Fachgutachten KFS/BW 
1 darstellen. Der Anhang beinhaltet folgende Kapitel: 

 Allgemeines (relevante Wertkonzepte, Methoden, etc), 

 Ermittlung der Cashflows (Planungsgrundlagen, Brutto- und Nettoverfahren, 
Planungshorizont, Ewige Rente, etc), 

 Ermittlung des Diskontierungszinssatzes (Risikoberücksichtigung). 

Der Entwurf befand sich bis Ende Februar 2018 im Public Posting. Der Download der 
Stellungnahme ist unter folgendem Link möglich. 

Entwurf der AFRAC-Stellungnahme 32 – Umsatzreali-
sierung (UGB) 
 
Das AFRAC hat Anfang März 2018 den Entwurf einer neuen Stellungnahme 32: Umsatz-
realisierung (UGB) veröffentlicht. Die Stellungnahme soll sich mit der Analyse der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) des UGB betreffend Umsatzrealisie-
rung sowie der Untersuchung von Einzelfragen hierzu auseinander setzen. Es wird auch 
auf die Bestimmungen des IFRS 15 eingegangen. Dabei wird erläutert inwieweit Gemein-
samkeiten und Unterschiede zwischen den Regelungen des IFRS 15 einerseits und des 
UGB andererseits bestehen. 

Die neue Stellungnahme soll unter anderem, folgende Kapitel beinhalten: 

 Umsatzerlösdefinition, 

 Umsatzrealisierung nach dem UGB, 

 5-Schritte-Modell zur Erlösrealisierung nach IFRS 15, 

 Vertragsänderungen, 

 Vertragskosten, 

 spezifische Vertragsgestaltungen. 

Der Entwurf befindet sich derzeit im Public Posting, die diesbezügliche Frist wurde kürz-
lich bis Anfang Mai 2018 verlängert. 

Unter folgendem Link steht der Entwurf zum Download bereit. 

 
 
 

file:///C:/Users/lair/Downloads/Der%20Download%20der%20Stellungnahme%20ist%20unter%20folgendem%20Link%20möglich
http://www.afrac.at/wp-content/uploads/Entwurf_AFRAC_Stellungnahme_Umsatzrealisierung_im_UGB_Maerz_2018.pdf
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Entwurf der AFRAC-Stellungnahme 33 – Wesentlich-
keit bei der Aufstellung von UGB-Abschlüssen 
 

Im März 2018 wurde vom AFRAC ein Entwurf für eine neue Stellungnahme 33: Wesent-
lichkeit bei der Aufstellung von UGB-Abschlüssen veröffentlicht. Sie soll unter anderem 
den Grundsatz und Einzelfragen der Wesentlichkeit aus Sicht des Aufstellers eines Jah-
res- bzw Konzernabschlusses nach dem UGB darstellen. Die Wesentlichkeit in Bezug auf 
gesonderte Berichte wie den Lagebericht ist von der Stellungnahme jedoch nicht um-
fasst. 

Die neue Stellungnahme soll unter anderem, folgende Kapitel beinhalten: 

 Grundsatz & Definition der Wesentlichkeit, 

 Auslegung des Begriffs der Wesentlichkeit nach § 189a Z 10 UGB (Begriff des 
„Nutzers“, Maßstab der Wesentlichkeit), 

 Anwendungsbereich der Wesentlichkeit nach § 196a Abs 2 UGB, 

 Wesentlichkeit in der Konzernrechnungslegung. 

Der Entwurf befindet sich bis Mitte Mai 2018 im Public Posting. Der Download der Stel-
lungnahme ist unter folgendem Link möglich. 

Übersicht über die derzeitigen Projekte des AFRAC 

Stand: 13. Dezember 2017 

Das AFRAC Arbeitsprogramm gibt einen Überblick über laufende und zukünftige AF-
RAC Facharbeiten. Den geplanten Veröffentlichungen liegen aktuelle Schätzungen zu-
grunde. Die Änderungen zum vorigen Arbeitsprogramm sind orange markiert. 

  
geplant 

laufende/abgeschlossene Projekte 
Q4  

2017 

Q1  

2018 

Q2 

2018 

Erweiterung AFRAC-Stellungnahme 30: Latente 

Steuern im UGB 
 St 

 

 

Ergänzung AFRAC-Stellungnahme 14: Finanzanlage- 

und Finanzumlaufvermögen (UGB) um die Frage der 

Verwirklichung der Erträge aus thesaurierenden An-

teilscheinen von Kapitalanlagefonds 

St 
 

 

Wesentlichkeit aus der Sicht des Jahresabschlusser-

stellers  
E-St  

Bilanzielle Auswirkungen des Energieeffizienzgeset-

zes nach UGB 
 E-St E-St 

Ergänzung AFRAC-Stellungnahme 15: Derivate und 

Sicherungsinstrumente 
 E-St  

http://www.afrac.at/wp-content/uploads/Entwurf_AFRAC_33_Wesentlichkeit_Maerz-2018.pdf
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Einzelfragen zur Umsatzrealisierung nach UGB E-St E-St  

Kapitalkonsolidierung im UGB E-St E-St  

Ergänzung AFRAC-Stellungnahme 27: Personalrück-

stellungen (UGB) (Ergänzung um das Thema der 

Rückdeckungsversicherungen) 

E-St E-St  

IFRS 9 und UGB PP   

Überarbeitung AFRAC-Stellungnahme 9: Lagebe-

richterstattung (Anpassung an das NaDiVeG) 
St   

Überarbeitung AFRAC-Stellungnahme 22: Corporate 

Governance Bericht (Anpassung an das NaDiVeG) 
St   

Anpassung AFRAC-Stellungnahme 25: Rechnungs-

legung von Privatstiftungen (UGB) 
St   

CL zum EFRAG DP Goodwill Impairment Test: Can it 

be improved? 
K   

CL zum IASB ED/2017/5 Accounting Policies and 

Accounting Estimates – Proposed amendments to 

IAS 8 

K   

CL zum IASB DP/2017/6 Definition of Material – Pro-

posed amandments to IAS 1 and IAS 8 
K   

Anpassung AFRAC-Stellungnahme 24: Beteiligungs-

bewertung (UGB) (Ergänzung um einen Anhang) 
 E-St  

AG Unternehmensfortführung gemäß § 201 Abs. 2 Z 

2 UGB 
RG   

 

Abkürzungen: E = Entwurf, K = Kommentar, PP = Positionspapier, St = Stellung-
nahme 
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Tätigkeiten der Fachsenate der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer (KSW) 

Umstellung des Kammernamens und des Kammerlo-
gos  

Mit Jänner 2018 wurde aus der „Kammer der Wirtschaftstreuhänder“ die „Kammer der 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer (KSW)“. Gleichzeitig wurde das neue Kammerlogo 
„KSW“ präsentiert. Die neue Kammerbezeichnung soll Bezug auf die Neuausrichtung der 
beiden Berufsgruppen nehmen und insbesondere klarstellen, dass der Steuerberater der 
Spezialist für Steuerrecht und die Parteienvertretung ist und der Wirtschaftsprüfer sich 
auf Prüfungsleistungen konzentriert.  

 

Übersicht – Arbeitsprogramm 
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Neues aus der Rechtsprechung 

OGH-Rechtsprechung 

Jahresabschluss – Werterhellung oder Wertbeeinflussung  
 
Im vorliegenden Fall hatte der OGH über die Revision der klagenden Partei (Massever-
walter im Konkurs einer GmbH) gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes Linz zu ent-
scheiden. Gegenstand des Begehrens war ein Schadenersatz iHv 400.000 Euro. Die kla-
gende Partei war der Ansicht, dass die Erstellerin der Bilanz der GmbH (Beklagte) zum 
Jahresabschluss eine Forderung über 650.000 Euro mangels ihr bekannter Werthaltig-
keit nicht in die Bilanz hätte einstellen dürfen. Zum Zeitpunkt des Jahresabschlusses sei 
die GmbH bereits insolvenzrechtlich überschuldet und der Geschäftsführer zur Stellung 
eines Insolvenzantrages verpflichtet gewesen. Die Beklagte hätte zum Insolvenzantrag 
raten müssen. Nach den Feststellungen hat die Planungsrechnung noch vor Erstellung 
der Bilanz die wertaufhellende Erkenntnis ergeben, dass die in die Buchhaltung zum 
Nominale eingestellte Forderung jedenfalls zu einem um 45% abgeminderten Wert, aber 
in diesem Ausmaß werthaltig, eingestellt werden durfte. Die Bilanz hätte dann das Ei-
genkapital noch nicht entscheidend im Minusbereich ausgewiesen. 
 
Der OGH hat dazu festgestellt, dass für die Beurteilung, ob bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung eingehalten wurden und 
ob die Beklagte als mit der Erstellung des Jahresabschlusses Beauftragte die gesetzlich 
gebotene Sorgfalt eingehalten hat, eine Erörterung durch geeignete Sachverständige 
notwendig ist. Ebenso ist von diesen festzustellen, welcher Wert einer Forderung zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt beizumessen ist. Um beurteilen zu können, ob nach dem 
Abschlussstichtag gewonnene Erkenntnisse zu berücksichtigen sind, sind Erkenntnisse 
über Ereignisse, die zu einer Aufhellung der Werte in der Bilanz führen (Werterhellungs-
theorie), von jenen abzugrenzen, die sich lediglich auf die Zeit nach dem Abschlussstich-
tag beziehen und erst zu dieser Zeit wertbeeinflussend (Wertbeeinflussungstheorie) und 
daher bei der Bewertung zum Abschlussstichtag nicht zu berücksichtigen sind. Zusätzli-
che Informationen über zum Bilanzstichtag bereits bestehende und somit objektiv er-
kennbare Verhältnisse sind werterhellend. Zu berücksichtigen sind daher nicht nur die 
bereits am Abschlussstichtag selbst vorliegenden Informationen, sondern sämtliche Er-
kenntnisse, die bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses über die wirklichen Verhält-
nisse zum Abschlussstichtag erlangt werden.  
 
OGH 25.10.2017, 6 Ob 250/16g 
 
 
Offenlegung – Mäßigungsmöglichkeit der Zwangsstrafe 
 
Im vorliegenden Fall hatte der OGH über den außerordentlichen Revisionsrekurs einer 
GmbH sowie deren Geschäftsführer gegen den Beschluss des Oberlandesgerichtes Wien 
zu entscheiden. Gegenstand der Verhandlung war die Verhängung von Zwangsstrafen 
gem § 283 UGB aufgrund der Verletzung der Offenlegungspflicht. Die Revisionsrekurs-
werber begehrten eine Mäßigung der Zwangsstrafe gem § 285 Abs 3 Z 1 UGB. 
 
Der Jahresabschluss wurde nicht fristgerecht eingereicht. Des Weiteren wurde von der 
Vorinstanz ein Verschulden der Offenlegungspflichtigen darin festgestellt, dass diese 
nicht durch zweckentsprechende Organisationsmaßnahmen die Erfüllung der Offenle-
gungspflicht überwachten. Der Kontrollpflicht kann durch Nachfrage beim Vertreter, ob 
der Jahresabschluss tatsächlich eingereicht wurde, einer Einsichtnahme in das Über-
mittlungsprotokoll oder einer Einsichtnahme in das Firmenbuch nachgekommen wer-
den.  
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Der OGH hat den Revisionsrekurs zurückgewiesen und entschied, dass eine Mäßigung 
der Zwangsstrafe nur dann stattzugeben ist, wenn – neben den anderen Voraussetzun-
gen – die „Einbringung“ für den Antragsteller mit besonderer Härte verbunden ist, wo-
mit dessen wirtschaftliche Leistungsfähigkeit angesprochen ist. Offenlegungspflichtige, 
die die Zwangsstrafe ohne besondere Schwierigkeiten bezahlen können, werden daher 
von § 285 Abs 3 Z 1 UGB nicht erfasst (auch wenn die übrigen Voraussetzungen erfüllt 
sind). Alle Voraussetzungen müssen demnach kumulativ vorliegen.  
 
OGH 25.10.2017, 6 Ob 175/17d 
 
 
Geschäftsführerhaftung bei Insolvenzverschleppung 
 
Die Beklagten erwarben als Geschäftsführer einer GmbH einen Teilbetrieb, der danach 
auch tatsächlich betrieben wurde. Der Kaufpreis konnte jedoch von der GmbH nicht 
beglichen werden und es wurde Ratenzahlung vereinbart. Letztendlich wurde die Zah-
lung des pfandrechtlich sichergestellten Kaufpreises gestundet, bis es schließlich zur 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der GmbH kam. Die Beklagten 
veranlassten, in der Zeit nach Vorliegen der insolvenzrechtlich relevanten Überschul-
dung der GmbH, Zahlungen an die Gebietskrankenkasse. Der Kläger (Masseverwalter im 
Konkurs der GmbH) begehrte daraufhin von den Gesellschaftern (gestützt auf § 25 Abs 3 
Z 2 GmbHG) die Zahlung dieses Betrages samt Zinsen. Gem § 25 Abs 3 Z 2 GmbHG sind 
Geschäftsführer der Gesellschaft zu Schadenersatz verpflichtet, wenn Zahlungen nach 
dem Zeitpunkt geleistet werden, in dem sie die Eröffnung des Insolvenzverfahrens be-
gehren hätten müssen. Das Zahlungsverbot beginnt grundsätzlich mit dem Eintritt der 
materiellen Insolvenz.  
 
Im Rahmen dieses Verfahrens stellte der OGH fest, dass Zahlungen, die auch nach Ein-
tritt der materiellen Insolvenz mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters vereinbar sind, vom Zahlungsverbot ausgenommen sind. Unter diese 
Ausnahme fallen bspw Zahlungen an ohnehin voll zu befriedigende Aus-, Absonderungs- 
oder Aufrechnungsberechtigte oder Zahlungen innerhalb der Antragsfrist (§ 69 IO: Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens ist spätestens 60 Tage nach Eintritt der Zahlungsunfä-
higkeit zu beantragen), die zur Unternehmensfortführung notwendig sind, etwa Zahlun-
gen in Erfüllung zweckmäßiger Zug-um-Zug-Geschäfte sowie die Zahlung von Dienst-
nehmerbeiträgen zur Sozialversicherung. 
 
Des Weiteren hat der OGH unter anderem festgestellt, dass der – durch unzulässige 
Zahlungen nach Eintritt der materiellen Insolvenz – entstandene Schaden, in einer 
Schmälerung des verteilbaren Gesellschaftsvermögens (Insolvenzmasse) besteht. Es 
wird demnach an einen Gesamtschaden im Sinne einer Massenschmälerung während 
der Insolvenzverschleppungsphase angeknüpft und nicht auf einen Ersatz jeder einzel-
nen unzulässigen Zahlung abgestellt.  
 
 
OGH 26.9.2017, 6 Ob 164/16k 
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Wissenswertes 

FMA veröffentlicht strategische Ziele für 2018 

Das Maßnahmenpaket der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) zur Aufsichtsreform 
2017 ist am 03.01.2018 in Kraft getreten. Die FMA wird künftig in allen Aufsichtsberei-
chen für das jeweils kommende Jahr thematische Schwerpunkte festlegen. Für 2018 
wurden diese bereits veröffentlicht und stehen auf der Homepage der FMA zum Down-
load zur Verfügung. 

Folgende strategische Ziele wurden für das Jahr 2018 festgelegt: 

 Stärkung der Eigenkapitalbasis der beaufsichtigten Unternehmen, 

 Optimierung der internen Kontrollsysteme und Governance-Strukturen, 

 Verbesserung der Voraussetzungen zur Krisenbewältigung, 

 Ausbau des kollektiven Verbraucherschutzes, 

 Vertiefung und Verbreiterung der Prävention der Geldwäsche und 

 Chancen der Digitalisierung nutzen bzw ihre Risiken managen. 

Die von der FMA ausgewählten Bereiche bilden nach deren Ansicht die Kernpunkte der 
jüngsten regulatorischen Entwicklungen (bspw aufgrund der Richtlinie über Märkte für 
Finanzinstrumente MiFID II sowie die begleitende Europäische Finanzmarktverordnung 
MiFIR) und sollen daher verstärkt in den Fokus gerückt werden.  

  

https://www.fma.gv.at/publikationen/fma-pruefschwerpunkte/
https://www.fma.gv.at/publikationen/fma-pruefschwerpunkte/
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